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Inhalt: Zürch. Kant. Lehrerverein: Protokoll der a. o. Delegiertenversammlung — Jahresbericht 1948

Zürch. Kant. Lehrerverein
Protokoll der a. o. Delegiertenversammlung
Samstag, den 12. März 1949, 14.30 Uhr
im Hörsaal 101 der Universität Zürich.
Vorsitz: H. Frei.

Geschäfte: 1. Protokoll. 2. Namensaufruf. 3. Mit-
teilungen. 4. Anschluss der Volksschullehrerschaft an
die Versicherungskasse des Staatspersonals des Kan-
tons Zürich. 5. Allfälliges.

E. Amberg, Delegierter der Sektion Winterthur, er-
greift das Wort zur Traktandenliste, da er ein Ge-
schäft vermisst, das seines Erachtens vor die Delegier-
tenversammlung gehörte. Es handelt sich um die Stel-
lungnahme der Versammlung zum Verhalten einzelner
Mitglieder des ZKLV, welche in der Frage der Limi-
tierung der freiwilligen Gemeindezulagen im Entwurf
zum neuen Besoldungsgesetz direkt an die Kommis-
sion des Kantonsrates zur Vorberatung der Vorlage
gelangten. Die betr. Mitglieder traten dem einstimmi-
gen Beschluss der Delegiertenversammlung und der
Präsidentenkonferenz, die vorgeschlagene Limitierung
abzulehnen, in dem Momente mit einer befürworten-
den Zuschrift an die genannte Kommission entgegen,
als eine Delegation des Kantonalvorstandes derselben
den ablehnenden Standpunkt der Lehrerschaft be-
gründet hatte. Dieses ungewerkschaftliche Vorgehen
torpedierte die Bemühungen des Kantonalvorstandes
zur Eliminierung des § 6 im Antrag des Regierungs-
rates zum Besoldungsgesetz, indem der Schluss gezo-
gen wurde, die Lehrerschaft sei in diesem wichtigen
Punkte seiher nicht einig.

Auf Antrag von E. Grimm, Wintertliur, beschliesst
die Versammlung, das vermisste Geschäft auf die
Traktandenliste der nächsten Delegiertenversamm-
lung zu setzen.

1. Das Protokoll der ausserordentlichen Delegier-
tenversammlung vom 9. Oktober 1948 wird auf An-
trag von J. Bossliard, Winterthur, genehmigt.

2. Der IVameresaii/rit/ ergibt die Anwesenheit von 71
Delegierten, zwei Revisoren und des gesamten Kan-
tonalvorstandes. Zu Stimmenzählern werden ernannt
Jb. Briner, Horgen, und Fr. Schiegg, Winterthur.

3. Mitteilungen. Präsident H. Frei teilt mit, der am
27. Oktober 1948 von J. Schroffenegger, Thalwil, ein-
gereichte Antrag auf Bildung einer Kommission,
welche bei Ablehnung des in Beratung stehenden Be-
soldungsgesetzes eine Vorlage auszuarbeiten hätte, die
evtl. auf dem Initiativweg dem Volk zur Abstimmung
zu unterbreiten wäre, komme an der nächsten Dele-
giertenversammlung im Zusammenhang mit dem Be-
soldungsgesetz zur Behandlung.

4. Anschluss der UoZZcssc/mZZe/irersc/ia/t an die Per-
sicAernngsZcnsse des Sfnat.sper.sonrd.s des Kantons

Zürich. Das einleitende Referat hält Präsident H. Frei.
Er weist vorerst darauf hin, dass sich die Delegierten-
Versammlung schon einmal mit der Angelegenheit zu
befassen hatte und damals einstimmig beschloss, vom
bisherigen Ruhegehaltssystem zum Versicherungs-
system überzugehen. Am 11. Juli 1948 wurde das BV-
Gesetz verworfen. Bereits am 15. September legte die
Finanzdirektion den Personalverbänden eine neue
Vorlage vor, in welcher versucht wurde, den vermu-
teten Hauptargumenten' der Gegner des abgelehnten
Gesetzes Rechnung zu tragen. Wie dies geschah und
was für Konsequenzen sich daraus für die Lehrer-
schaft ergaben, hat der Referent in seinem Artikel
im PB vom 28. Januar 1949 ausführlich dargestellt,
weshalb hier darauf verwiesen werden darf. Am 24.
Januar wurde dem Kantonalvorstand bekannt, dass
der Abstimmungskalender plötzlich geändert worden
war, d. h., dass entgegen der früheren Zusicherung die
Abstimmung über das BV-Gesetz noch vor derjenigen
des Gesetzes über die Lehrerbesoldungen angesetzt
werden soll. Trotzdem bei den durchgeführten Be-
rechnungen auf die im neuen Besoldungsgesetz vorge-
sehenen Grundbesoldungen von maximal Fr. 9150.—
für Primär- und Fr. 11 040.— für Sekundarlehrer ab-
gestellt wurde, nahm die Finanzdirektion unvermutet
eine Reduktion der Versicherungssumme auf
Fr. 8500.— bzw. 10 200.— vor, und zwar mit der Be-
gründung, sie dürfe die Stellungnahme des Kantons-
rates zum Besoldungsgesetz nicht präjudizieren. Zu-
dem sollte dieser Ansatz nur Gültigkeit haben bis zur
Neuordnung der Besoldungen der Volksschullehrer.
Eine Garantie des Versicherungsschutzes war also
nicht vorhanden.

So sali sich die aus dem Synodalvorstand, der Auf-
Sichtskommission der Witwen- und Waisenstiftung
und dem Kantonalvorstand gebildete Kommission zur
Behandlung der Versicherungsfrage vor eine neue
Sachlage gestellt, über welche die Delegierten noch
rechtzeitig orientiert werden konnten, ebenso über
die vom Kantonalvorstand im Einvernehmen mit der
genannten Kommission und deren Versiclierungsbera-
tern daraufhin unverzüglich an die Finanzdirektion
gerichtete Eingabe, welche ebenfalls im PB veröffent-
licht wurde (Nr. 5 vom 11. März 1949).- Trotz aller
Bemühungen gelang es nicht, eine Lösung herbeizu-
führen, welche es der Lehrerschaft ermöglicht hätte,
sich zustimmend zur Gesetzesvorlage einzustellen.
Sollte es ausgeschlossen sein, das Besoldungs- vor dem
Versicherungsgesetz zur Volksabstimmung zu bringen,
so Ii liebe nur noch der Ausweg, dass der Regierungs-
rat mindestens die Ansätze der Besoldungsvorlage als
versicherte Besoldung festsetzen würde, eine Mass-
nähme, die im BV-Gesetz verankert sein müsste, und
zwar als dauernde Kompetenz. Der entsprechende Be-
schluss müsste schon vor der Abstimmung vom Re-
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gierungsrat gefasst werden, vorbehaltlich der An-
nähme des Gesetzes.

Abschliessend orientierte der Vorsitzende noch
über die Lage der pensionierten Kollegen. Diese wer-
den der BV-Kasse nicht angeschlossen. Bisher erhiel-
ten sie 80 % der Grundhesoldung (inkl. Dienstalters-
Zulagen! und gestützt auf das noch geltende Ermäch-
tigungsgesetz Teuerungszulagen, welche vom Gesamt-
einkommen, also z. B. auch, von einem eventuellen
Vermögensertrag abhängig gemacht wurden. Die Neu-
regelung der diesbezüglichen Rentneransprüche er-
folgt nach dem regierungsrätlichen Vorschlag in einem
Spezialgesetz, das nicht mehr auf die Vermögens- und
Einkommensverhältnisse der Pensionierten abstellt.
Die Witwen verbleiben mit ihren Renten samt Teue-
rungszulagen bei der Witwen- und Waisenstiftung.
Das Vermögen derselben geht an die BV-Kasse über,
welche als Gegenwert die Verpflichtungen der Stiftimg
übernimmt, während der Hilfsfonds der Lehrerschaft
erhalten bleibt.

Zu seinem Bedauern kann der Kantonalvorstand
der heutigen Versammlung den Anschluss der Volks-
schullehrerschaft an die Versicherungskasse des

Staatspersonals nur unter den vorerwähnten Be din-
gungen empfehlen.

Diskussion. E. Bragger, SL, Gossan, schlägt der De-
legiertenversammlung vor, dem BV-Gesetz grundsätz-
Reh zuzustimmen. Als wesentRche Vorteile hebt er
hervor die Erreichung eines Rechtsanspruches auf die
Pension, die MögHchkeit des Anschlusses der Gemein-
den mit ihrem Besoldungsanteil und die materielle
Besserstellung durch Erhöhung des Ruhegehaltes um
27—33 %. Er betrachtet dies als das Maximum dessen,
was heute zu erreichen sei und versichert, es sei heute
das Bestreben aUer Parteien, für das Gesetz eintreten
zu können. Durch die ZurücksteUung des Besoldungs-
gesetzes ist tatsächRch eine unerträgHehe Situation
entstanden; daran ist jedoch die Regierung nicht
schuld; vielmehr haben die Eingaben des Schulamtes
der Stadt Zürich den Gang der Verhandlungen nach-
träglich gehemmt. W ir dürfen der vorübergehenden
Festsetzung der massgebhehen Versicherungsbesol-
dung durch den Regierungsrkt nicht misstrauisch ge-
genüberstehen. Durch eine indifferente oder ableh-
nende Haltung wird die Lehrerschaft nichts erreichen.
Es ist vielmehr zu befürchten, dass dann beide Gesetze
verworfen werden. Auf ein späteres Gesetz könnte
sich die wirtschaftliche Lage verhängnisvoR auswir-
ken. Deshalb bedeutet die Annahme beider Gesetze
eine Existenzfrage, spezieR für die La/wflehrer. Prä-
sident Frei, bemerkt, dass die Forderung des Kanto-
nalvorstandes auf Garantierung einer versicherten Be-
soldung, die den Ansätzen entspricht, wie sie im Ent-
wurf zum Besoldungsgesetz enthalten sind, vor allem
im Interesse der Landlehrer gesteRt worden sei; die
Lehrerschaft der Städte Zürich und Winterthur seien
— zum mindesten im gegenwärtigen Zeitpunkt—daran
weit weniger interessiert. Er legte ferner Wert darauf,
festzustehen, dass die städtischen Lehrer stets grosses
Verständnis gezeigt hätten für die Bedürfnisse der Ge-
samtlehrerschaft. H. fPettsteire, JFa/BseZZen, legt eine
Resolution vor, in der er sich grundsätzRch zur Un-
lerstützung des BV-Gesetzes bekennt, dagegen die
Uebergangslösung ablehnt. F. Hirt, PL, ZFintertbur,
warnt davor, einen Graben zwischen Stadt- und Land-
lehrer aufzureissen. MaterieU verlangt er die Zusiche-
rung, dass die Ansätze der Besoldungsvorlage als Ver-
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sicherungssumme zugestanden werden. Er wird darin
von weiteren Diskussionsteilnehmern unterstützt, wo-
durch sich die Situation für eine erste Abstimmung
klärt. In dieser wird mit 71 zu 0 Stimmen erklärt: Die
Delegiertenversammlung des ZKLV könnte dem BV-
Gesetz zustimmen, wenn als Versicherungssumme
Fr. 9150.— für die Primär- und Fr. 11 040.-— für die
Sekundärlehrer garantiert würden. Von verschiedenen
Seiten wird dem dringlichen Wunsche Ausdruck ver-
Rehen, die Regierung möchte die Abstimmungster-
mine revidieren, um es dem Lehrerverein zu ermög-
Rehen, gestützt auf das Abstimmungsergebnis über
das Besoldungsgesetz zum BV-Gesetz Stellung zu neh-
men. Bevor uns obige Besoldung garantiert ist, kann
uns dies nicht zugemutet werden. E. Gaiser, IP infer-
/hur, und H. Spörri, Zürich, äussern sich zu dem im
Kantonsrat hei der Beratung des BV-Gesetzes gesteh-
ten Antrag, für Besoldungen über Fr. 10 000.— die
Versicherungsprämie von 5 auf 6 % zu erhöhen, den
sie begreiflich finden. E. Brugger zieht den in seinem
Votum gestellten Antrag zurück, ebenso verzichtet
H. Wettstein auf seine Resolution zugunsten der von
H. Spörri gefassten FormuRerung über die abschRes-
sende SteRungnahme der Delegiertenversammlung.
Diese lautet: Die DeZegierfereversammZung stimmt dem
Beamtenrersicheruugsgesetz unter der Bedingung zu,
da-ss der Lehrerscha/t aZs versicherte Besoldung min-
destens die Ansätze des Antrages des Regierungsrates
vom 14. Ofctofeer 1948 zum Gesetz über die Leistungen
des Staates und der Gemeinden und die Alters-, Inva-
iiditäts- und Hinterlassenen/ürsorge der FoZfcssc/mZ-

lehrer rechtlich einuand/rei garantiert werden und
zwar vor der Abstimmung über das Bl'-Gesetz. Sie
wird ohne Gegenstimme gutgeheissen.

5. All/älliges. H. JFettstein, IFallisellen, und E. Gai-
ser, JFinterthur, bringen die Kürzung der Bezüge um
die AHV-Rente, wie das Besoldungsgesetz sie vor-
sieht, zur Sprache. Diese erfolgt beim Verbleiben im
Amte nach Erreichung des 65. Altersjahres und wider-
spricht eigentlich dem Grundsatz der Unantastbarkeit
der AHV-Rente. Sie verweisen ferner auf zu erwar-
tende Differenzen, da mit dem 65. Altersjahr nicht
immer auch die volle Zahl der Dienstjähre und damit
auch die vohe Pension erreicht ist. Ferner erfolgt der
Rücktritt vom Lehramt in der Regel auf 1. Mai oder
I. November, während die AHV-Rente ab 1. Januar
in Kraft tritt. H. Frei teflt die Bedenken hinsichtRch
der Kürzimg der Besoldung um die AHV-Rente nach
Erreichung des 65. Altersjähres. Diese Lösung könnte
dann als angängig und gerecht empfunden werden,
wenn die Rentenbeträge nicht in die Staatskasse flies-
sen, sondern einem Versicherungsfonds für die Lehrer-
schaft überwiesen würden. Entsprechende Vorschläge
der Lehrerschaft wurden jedoch von den Behörden
abgewiesen, obwohl analoge Beispiele aus der Privat-
Wirtschaft angeführt werden konnten. Die beiden Vo-
tanten befürworteten ebenfalls die Einlage dieser Ren-
ten in einen Spezial-Hilfsfonds.

Schluss 17.30 Uhr. Die Aktuarin: L. Greater.

Ziirch. Kant. Lehrerverein
Jahresbericht 1948
(Fortsefzuregj

Im Gegensatz zu den bisherigen Regelungen -wurde
bei der neuen Vorlage die freiwillige Gemeindezulage
nicht mehr in den Teuerungszulagebeschluss einbe-
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zogen. Die Zulagen selbst erfuhren zwar eine Erhöhung
von 38 ®/o auf 60 ®/o ; sie wurden jedoch nur noch auf
dem Grundgehalt, den Dienstalterszulagen, den aus-
serordentlichen Staatszulagen und den obligatorischen
Gemeindezulagen ausgerichtet, während die Gewäh-
rung von Teuerungszulagen auf der freiwilligen Ge-
meindezulage völlig den Gemeinden überlassen blieb.
Die Neuregelung brachte ferner den Wegfall der So-

zialzulagen (Familien- und Kinderzulagen).
Die Auswirkungen der neuen Lösung liessen sich

weder allgemein noch im Einzelfall voll überblicken.
Es war daher anzunehmen, dass die Vorlage nicht in
allen Kreisen der Lehrerschaft die gleiche Aufnahme
finden werde, weshalb der Kantonalvorstand auf den
9. Oktober eine ausserordentliche Delegiertenversamm-
lung zur Besprechung des Regierungsvorschlages ein-
berief.

Schon am 22. September wurde dem Kantonalvor-
stand von der Sektion Pfäffikon ein Gegenvorschlag
unterbreitet, der dann an der Sitzung vom 28. Septem-
ber mit einer Sechserdelegation der Sektion Pfäffikon
eingehend erörtert wurde. Der Kantonalvorstand hat
das Vorgehen der Sektion Pfäffikon, welche ihm ihren
Antrag rechtzeitig zustellte, ausserordentlich begrüsst.
Durch die erschöpfende Aussprache im engern Kreise
konnte eine vielleicht unerfreuliche und unfruchtbare
Diskussion an der Delegiertenversammlung verhütet
werden. Der Vorstand möchte der Sektion Pfäffikon
auch an dieser Stelle für ihr Vorgehen den besten
Dank aussprechen.

Trotz der vielen schwerwiegenden Bedenken, die
von verschiedenen Seiten gegen die Neuregelung der
Teuerungszulagen geäussert wurden — vor allem
wnrde immer wieder verlangt, es sei die bisherige Lö-
sung beizubehalten, wonach die Zulagen auf der Ge-
samtbesoldung ausgerichtet -wurden —, kam der Kan-
tonalvorstand dazu, der Delegiertenversammlung Zu-
Stimmung zur Regierungsvorlage zu beantragen, da
sich der Text des Ermächtigungsgesetzes vom 16. Juni
1940 mit aUer Deutlichkeit gegen die bisherige Praxis
ausspricht. Ferner beantragte er der Delegiertenver-
Sammlung, die zuständige kantonsrätliche Kommission
zu ersuchen:
1. die Ausrichtung der Teuerungszulagen nicht auf das

Jahr 1948 zu befristen;
2. für die Besitzstandgarantie auch die Ergänzungszu-

lagen pro 1947 zu berücksichtigen.
Die Delegiertenversammlung vom 9. Oktober stimmte

den Anträgen des Kantonalvorstandes nach sehr leb-
hafter Diskussion in allen Teilen mehrheitlich zu.
(Siehe Artikel: Zum Antrag des Regierungsrates auf
Ausrichtung einer Teuerungszulage pro 1948 in Nr.
15/1948 und Protokoll der Delegiertenversammlung
vom 9. Oktober in den Nrn. 16 und 17/1948 des «Päd.
Beobachters».)

Die kantonsrätliche Kommission lehnte beide Be-
gehren des ZKLV ab. In den Beratungen des Kantons-
rates am 1. November 1948 wurde indes den Wünschen
des ZKLV teilweise Rechnung getragen. Nach dem
Wortlaut des Kantonsratsbeschlusses werden die be-
schlossenen Teuerungszulagen ausgerichtet «bis zum
Inkrafttreten einer gesetzlichen Regelung, spätestens
aber bis zum Ablauf des Ermächtigungsgesetzes (!)».

Da die Auffassungen innerhalb der Lehrerschaft
über die möglichen Auswirkungen der neuen Teue-

rungszulagenregelung stark auseinander gingen, be-
schloss der Vorstand, eine umfassende Erhebung über
die neuen Besoldungsverbältnisse durchzuführen. Die
Erhebung konnte im Berichtsjahr nicht mehr abge-
schlössen werden.

10. Ergabzimgszulage 1948 an die Rentenbezüger

Auf Anregung des ZKLV vom 11. Oktober wandte
sich die Konferenz der kantonalen Personalverbände
an den Regierungsrat mit dem Ersuchen, den Renten-
bezügern auch für das Jahr 1948 eine Ergänzungs-
Zulage zu gewähren. Am 18. November stellte die Re-

gierung dem Kantonsrat den Antrag auf Ausrichtung
einer Ergänzungszulage in der Höhe der letztjährigen
Zulagen. Diese betrugen :

für Ledige ohne Unterstützungspflicht Fr. 125.—
für Ledige mit Unterstützungspflicht Fr. 175.—
für Verheiratete ohne Kinder Fr. 200.—
Kinderzulage Fr. 50.—

Die Zulagen wurden bis zu den folgenden Einkorn-
men ausgerichtet:
Ledige ohne Unterstützungspflicht Fr. 5000.—
Ledige mit Unterstützungspflicht Fr. 5800.—
Verheiratete ohne Kinder Fr. 7500.—
Zuschlag für jedes Kind Fr. 800.—

Der Kantonsrat stimmte dem Antrage der Regierung
in seiner Sitzung vom 13. Dezember 1948 zu.

11. Gesetz über die Leisfimgen des Staates und der Ge-

mein den /ür die Besoldungen, und die Alters-, Inualidi-
täfs- und Hinlerlassenen/ürsorge der Folbsscbu/lebrer
/Besoldungsgesetz,)

Nach der Verwerfung der Gesetzesvorlage vom 13.

Juni 1948 sah sich der Regierungsrat vor die Frage
gestellt: Neues Ermächtigungsgesetz oder Neuregelung
der Lehrerbesoldungen durch Revision des Leistungs-
gesetzes? Die Regierung entschied sich für den zweiten© © "
Weg, wobei jedoch nur die Artikel bezüglich die Lei-
stungen des Staates und der Gemeinden für die Besol-
düngen und die Alters-, Invaliditäts- und Hinterlasse-
nenfürsorge der Volksschullehrer revidiert werden
soRten. Eine Revision der übrigen Bestimmungen des

Gesetzes über die Leistungen des Staates für das Volks-
Schulwesen vom 2. Februar 1919 und 14. Juni 1936 ist
erst für die Zeit nach der Abstimmung über das Volks-
Schulgesetz vorgesehen.

Die ersten Besprechungen zwischen der Erziehungs-
direktion und dem Kantonalvorstand über das Besol-
dungsgesetz fanden am 24. und 27. September statt.
Dabei, wie auch in spätem Besprechungen über das

Versicherungsgesetz, wurde vonseiten des Kantonal-
Vorstandes darauf hingewiesen, dass sich eine rasche
Behandlung und Verabschiedung des Besoldungsge-
setzes durch den Kantonsrat schon deshalb aufdränge,
weil eine definitive Stellungnahme der Lehrerschaft
zur Frage des Anschlusses an die BVK erst erfolgen
könne, wenn ein Entscheid über die künftige Besol-
dung der Lehrer gefallen ist. Erziehungsdirektion und
Finanzdirektion anerkannten die Notwendigkeit, die
Abstimmung über das Besoldungsgesetz vor diejenige
über das Versicherungsgesetz zu setzen; als Ahstim-
mungstermin für das Besoldungsgesetz wurde der Fe-
bruar 1949 in Aussicht genommen, während das Ver-
Sicherungsgesetz erst in einem spätem Zeitpunkt dem
Volke vorgelegt werden soll.© ©
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Die Vorlage der Regierang zum Besoldungsgesetz
vom 14. Oktober hielt sich eng an den Entwurf der
kantonsrätlichen Kommission zur Verordnung über die
Besoldungsverhältnisse der Volksschullehrer, wobei je-
doch verschiedene Bestimmungen des genannten Ent-
wurfes, deren Regelung auch in Zukunft auf dem Ver-
ordnungsweg erfolgen soll, weggelassen wurden. — Die
Regierangsvorlage wurde allen Lehrkräften mit dem
Amtlichen Schulhlatt vom 1. November 1948 zugestellt.

Der Kantonalvorstand erhielt vom genauen Wort-
laut der Gesetzesvorlage am 21. Oktober Kenntnis. Am
29. Oktober beschloss er die Einreichung einer Ein-
gäbe an die zuständige kantonsrätliche Kommission.
Am 6. November fand in Wallisellen eine Präsidenten-
konferenz statt, welche die Eingabe des Kantonalvor-
Standes in allen Teilen einstimmig guthiess. Ueber den
Inhalt der Eingabe wurden die Mitglieder durch das
Protokoll der Präsidentenkonferenz in Nr. 2/3 des
Päd. Beob. vom 28. Januar 1949 informiert. Am 3. De-
zember hatten der Präsident und der Vizepräsident
des ZKLV zusammen mit dem Präsidenten der Gruppe
Lehrer des VPOD Gelegenheit, die eindeutige Auffas-
sung der Lehrerschaft in der Frage der Limitierung
der Gemeindezulagen (siehe Beschluss der Delegierten-
Versammlung vom 27. September 1947. Protokoll in
Nr. 2 des Päd. Beoh. vom 30. Januar 1949) vor der
kantonsrätlichen Kommission zu vertreten und zu be-
gründen.

Mitte Dezember 1948 gelangte der Stadtrat von
Zürich mit einer umfangreichen Eingabe zum Besol-
dungsgesetz, durch welche völlig neue Fragen zur Dis-
kussion gestellt wurden, an die kantonsrätliche Kom-
mission. Die Arbeit der Kommission wurde dadurch
für längere Zeit unterbrochen.

22. .dresch/ress der Fo/fcsschuZ/ehrer are die
Reamfererersicherreregskasse

Am Schlüsse der Ausführungen über diese Frage im
letztjährigen Jahresbericht wurde noch die Eingabe
erwähnt, die der Kantonalvorstand am 30. September
1947, gestützt auf die Beschlüsse der a. o. Delegierten-
Versammlung vom 27. September, an die kantonale
Finanzdirektion richtete. Die Eingabe sprach sich
grundsätzlich für die Ersetzung des Ruhegehalts-
systems durch das Versicherungsprinzip aus, verlangte
aber im Gegensatz zum Vorschlage der Finanzdirektion
den Einbezug aller, d. h. auch der bereits amtierenden
Lehrer in die Versicherung und postulierte ferner die
Schaffung einer besonderen Lehrerversicherungskasse.
Die Antwort der Finanzdirektion, in welcher die Be-
gehren der Lehrerschaft auf Einbezug aller Lehrer in
das Versicherungssystem und Schaffung einer Lehrer-
Versicherungskasse abgelehnt wurden, traf am 9. Fe-
bruar 1948 ein. Trotz der kategorischen Ablehnung
unserer Vorschläge durch die Finanzdirektion hielt
der Kantonalvorstand nach wie vor am Standpunkt der
Lehrerschaft fest und vertrat ihn sowohl in den münd-
liehen Besprechungen mit den Behörden wie auch in
einer neuen Eingabe, die am 11. März abging. Die Be-
gehren der Lehrerschaft wurden darin wie folgt zu-
sammengefasst :

1. Die Lehrerschaft kann nur einer Lösung zu-
stimmen, die in bezug auf den Fers/ckerreregsarespruc/i

wertmässig eine völlige Gleichstellung aZ/er Lehrer mit
dem übrigen Staatspersonal bringt. Sie ist ihrerseits
bereit, die gleichen Präretierefeistreregere an die Versiehe-

rang aufzubringen wie die der BVK angeschlossenen
Staatsfunktionäre.

2. Die erwähnte Gleichstellung lässt sich verwirk-
liehen beim Einbezug aller aktiven Lehrer in eine
Versicherung, wobei sich aus praktischen Gründen die
Schaffung einer Lehrerversicherungskasse aufdrängt.

3. Sofern eine solche Lösung nicht möglich sein
sollte, muss die Lehrerschaft unbedingt wertmässig die
gleiche Sicherang gegen die wirtschaftlichen Folgen
von Alter, Invalidität und Tod verlangen, wie sie den
Mitgliedern der BVK zusteht. Diese Sicherang wäre in
einer Uebergangsbestimmung des Versicherangsgesetzes
zu verankern.

Da nach der bisherigen Haltung der Finanzdirektion
O ~

eine Verwirklichung der in Punkt 2 genannten For-
derangen nicht zu erwarten war, und da eine solche
vor allem auch aus zeitlichen Gründen kaum mehr in
Frage kommen konnte, verlegte der Kantonalvorstand
das Hauptgewicht auf die in Punkt 3 aufgeführten Be-
gehren, und kurz vor der Verabschiedung der Vorlage
durch die kantonsrätliche Kommission wanden noch
die §§35 und 37 ins Gesetz aufgenommen.

§ 35 sicherte den Volksschullehrern, die nicht in die
Versicherung aufgenommen werden, eine Ruhegehalt
zu, das sinngemäss den Leistungen der Versicherungs-
kasse zu entsprechen hat. Ferner wurde der Witwen-
und Waisenstiftung für zürcherische Volksschullehrer
die Erfüllung ihrer statutarischen Verpflichtungen ge-
genüber den Versicherten gewährleistet, soweit die Ge-

währleistung durch das Ausbleiben neuer Mitglieder
notwendig wird. § 37 liess die Möglichkeit des spätem
Anschlusses aller Lehrer an die BVK oder der Schaf-

fung einer Lehrerversicherungskasse offen.

Die genannten Paragraphen veranlassten den Kan-
tonalvorstand, der Delegiertenversammlung des ZKLV
vom 5. Juni 1948 zu beantragen, dem Beamtenversi-
cherungsgesetz zuzustimmen. Die Delegiertenversamm-
lung hiess diesen Antrag einstimmig gut. (Siehe Päd.
Beob. Nr. 8/9 und Nr. 12/1948.)

In der Volksahstimmung vom 11. Juli 1948 wurde
das Gesetz, dem sämtliche Parteien mit Ausnahme der
sozialdemokratischen Partei tmd alle kantonalen Per-
sonalverbände inkl. VPOD zustimmten, mit den fol-
genden Stimmenzahlen verworfen:

Bezirke Ja Nein Ja Nein
Zürich 26 525 27 519 49 % 51%
Affoltern 759 1757 30 % 70 %
Horgen 3 494 4 891 42 % 58%
Meilen 1924 3 631 35 % 65%
Hinwil 3 002 4 275 41 % 59%
Uster 1645 2 902 36 % 64 %
Pfäffikon 1457 2 779 34% 66%
Winterthur 6 038 11033 36 % 64%
Andelfingen 1368 2 209 38% 62%
Bülach 1813 3 858 32 % 68 %
Dielsdorf 839 1782 32 % 68%
Militär 12 19

Kt. Zürich 48 876 66 655 42 % 58%
(Fortsetzung folgt)
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